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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.04.1993 

Geschäftszahl 

93/18/0112 

Rechtssatz 

Die im § 19 FrG vorgesehene "Schranke" ("dringend geboten") setzt voraus, daß durch eine Ausweisung oder 
ein Aufenthaltsverbot in das Privatleben oder Familienleben des Fremden eingegriffen würde, wobei - wie der 
Gesetzgeber durch die konditionale Einleitung dieser Vorschrift ("Würde ...") zu erkennen gegeben hat - nicht 
jede solche Maßnahme einen derartigen Eingriff darstellt. Ist aber ein solcher Eingriff zu verneinen, so kommt 
die Einschränkung des § 19 FrG von vornherein nicht in Betracht. Dies ist hier der Fall, weil sich in Österreich 
zwar ein Bruder des Fremden aufhält, dessen Gattin, seine vier Kinder, zwei Brüder und drei Schwestern aber im 
Heimatland leben, die Ausübung des Berufes des Fremden auch außerhalb des Bundesgebietes möglich ist, und 
nur auf Grund der Aufenthaltsdauer (13.9.1991 bis 16.2.1992) eine gewisse Integration im Bundesgebiet 
feststellbar ist. 


